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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die VOX-Analyse zur Volkswahl-Initiative zeigte einen starken positiven
Zusammenhang zwischen Zustimmung zur Initiative und Misstrauen in den Bundesrat.
Lediglich jede zehnte Person mit Vertrauen in den Bundesrat stimmte dem
Volksbegehren zu, während immerhin jeder zweite Misstrauende ein Ja einlegte. Die
Analyse bestätigte zudem die Skepsis in den eigenen Reihen der SVP. Gemäss VOX
stimmte lediglich gut die Hälfte der SVP-Sympathisantinnen und Sympathisanten der
Initiative aus der Küche ihrer präferierten Partei zu. Bei Anhängerinnen und Anhängern
von CVP und FDP lag die Zustimmungsrate bei rund 20% und bei jenen der SP gar unter
10%. Die Nachbefragung zeigte zudem einen Geschlechterbias: Frauen waren der
Volkswahl gegenüber skeptischer eingestellt als Männer. Die verschiedenen Argumente
der Initiativgegner schienen allerdings laut der VOX nicht verfangen zu haben, als
wichtigstes Ablehnungsargument wurde nämlich relativ unspezifisch das gute
Funktionieren des aktuellen Wahlsystems genannt. Auch der zweitwichtigste Grund, das
neue System stelle zu hohe Anforderungen an die Stimmbevölkerung, die nicht über das
Interesse und die Kompetenz verfüge, die Regierung zu bestimmen, weist darauf hin,
dass das Vertrauen ins politische System und in die Institutionen relativ hoch und der
Wunsch nach Veränderung relativ gering ist. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.08.2013
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

Im Berichtsjahr wurde auf Bundesebene zweimal das Referendum ergriffen
(Strassenverkehrsgesetz und Entkriminalisierung der Militärdienstverweigerung). In der
Volksabstimmung setzte sich beim Strassenverkehrsgesetz der Parlamentsbeschluss
durch; über die Militärvorlage wird 1991 abgestimmt werden. Die beiden 1989
eingereichten Referenden waren erfolgreich: sowohl die Reorganisation der
Bundesrechtspflege als auch der Rebbaubeschluss fanden in der Volksabstimmung
keine Mehrheit.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1990
HANS HIRTER

Das Recht, mit Initiativen und Referenden direkten Einfluss auf die Politik nehmen zu
können, wird nicht nur von Parteien, Verbänden und Einzelpersonen rege genutzt,
sondern ist bei den Bürgerinnen und Bürgern auch sehr beliebt. In einer
repräsentativen Befragung drückten 78% (zu Initiative) resp. 72% (zu Referendum) ihre
positive Haltung zu den beiden Instrumenten aus; nur gerade 14% könnten sich mit
einem Verzicht auf das Referendumsrecht abfinden. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.11.1991
HANS HIRTER

Der am 5. Juli begangene hundertste Jahrestag der Einführung der Volksinitiative auf
Bundesebene bot Anlass zu Würdigungen dieses politischen Instruments. Seit 1891
waren 187 Volksinitiativen eingereicht worden; von den 104, die zur Volksabstimmung
gelangten, wurden 10 von Volk und Ständen gutgeheissen. Die Auswirkung auf die
Rechtssetzung war allerdings wesentlich bedeutender, sei es, dass in Gegenvorschlägen
des Parlaments wichtige Anliegen aufgenommen wurden, sei es, dass die in Initiativen
propagierten Ideen Eingang in die politische Diskussion und auch in die
Gesetzgebungsarbeit fanden. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1991
HANS HIRTER

Als 1991 eine Rekordzahl von Referenden lanciert worden war, sprachen einige bereits
von einem Beweis für den Vertrauensverlust der Bevölkerung in die Behörden. Die
Abstimmungsresultate zeigten nun, dass die grosse Zahl der Referenden wohl eher
damit zu tun hatte, dass im heutigen Kommunikationszeitalter mit Leichtigkeit die
erforderlichen Unterschriften gesammelt werden können, als mit einer breiten
Opposition gegen die Parlamentsmehrheit. Während im langjährigen Mittel jedes zweite
fakultative Referendum zu einer Ablehnung des Parlamentsbeschlusses führt, sank die
Erfolgsquote für die Opposition in diesem Jahr auf weniger als einen Viertel. Bei den
neun infolge eines fakultativen Referendums zur Abstimmung gelangenden Vorlagen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
HANS HIRTER
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konnten die Gegner nur gerade zweimal – bei der Verbesserung der Entschädigung
resp. der Infrastruktur für die Parlamentarier – eine Mehrheit der Stimmbürger hinter
sich scharen. Im Berichtsjahr wurden nur noch gegen zwei Parlamentsbeschlüsse
(Treibstoffzollerhöhung bzw. Krankenkassen) das Referendum lanciert. 4

Im Berichtsjahr wurden vier neue Volksinitiativen eingereicht. Drei davon hatten die
Sicherheitspolitik zum Thema (gegen Kampfflugzeuge von der GSoA ; für eine Reduktion
des Militärbudgets resp. für ein Waffenausfuhrverbot von der SP), ein von den SD
eingereichtes Volksbegehren verlangt eine restriktivere Flüchtlingspolitik. Bei der gegen
den Kauf der F/A-18-Kampfflugzeuge gerichteten Volksinitiative erzielte die GSoA eine
'inoffizielle' Rekordzahl von rund 500 000 Unterschriften. Inoffiziell deshalb, weil die
GSoA aus Zeitgründen – sie wollte ihr Begehren noch vor dem Kaufentscheid des
Nationalrats einreichen – nur 181 707 Unterschriften beglaubigen liess und die
restlichen 320 000 als Petition einreichte. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
HANS HIRTER

Alle drei dem Volk zur Abstimmung vorgelegten Initiativen scheiterten (Krankenkassen,
Tierversuche und Gewässerschutz). Beim Gewässerschutz konnte sich immerhin der
von den Initianten ebenfalls unterstützte indirekte Gegenvorschlag durchsetzen. Damit
stieg die Zahl der Ende 1992 hängigen, d.h. eingereichten, aber noch nicht dem Volk
zum Entscheid vorgelegten Volksinitiativen von 15 auf 16. Die Zahl der im Berichtsjahr
neu lancierten Volksinitiativen ist auf 10 (Vorjahr: 8) angestiegen. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr wurde sechs Referenden gegen Beschlüsse der Bundesversammlung
eingereicht (davon zwei gegen Beschlüsse aus dem Jahre 1992). Die Opposition kam
dreimal von der linken und ebenfalls dreimal von der rechten Seite des politischen
Spektrums. In den drei Fällen, wo die Volksabstimmung noch im gleichen Jahr erfolgte,
setzte sich jeweils der Parlamentsbeschluss durch. Das Volk stimmte auch allen sieben
Entscheidungen der Bundesversammlung zu, die ihm im Rahmen des obligatorischen
Referendums vorgelegt worden sind. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1993
HANS HIRTER

Von den sechs Volksinitiativen, die im Berichtsjahr zur Abstimmung gelangten,
vermochte sich nur eine (1. August) durchzusetzen; die fünf übrigen wurden von Volk
und Ständen abgelehnt (Tierschutz, Waffenplätze, Kampfflugzeuge, Alkohol- und
Tabakwerbung). Da im gleichen Zeitraum sechs neue Initiativen eingereicht worden sind
(Jugend ohne Drogen, Abschaffung der Direkten 'Bundessteuer, pro-EWR, gegen
illegale Einwanderung, Wohneigentum und Schutz vor Gentechnologie), betrug die Zahl
der zu Jahresende hängigen, d.h. eingereichten, dem Volk aber noch nicht zum
Entscheid vorgelegten Volksinitiativen unverändert 16. Neu lanciert wurden im
Berichtsjahr sieben Initiativen, wovon eine (pro-EWR) noch vor Jahresende eingereicht
werden konnte. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1993
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr fanden fünf mit Referenden verlangte Volksabstimmungen über
Beschlüsse der Bundesversammlung statt (davon eine zu einem Entscheid aus dem Jahr
1993). Ein Referendum war erfolgreich (UNO-Blauhelme), bei den anderen vier mit
Referenden verlangten Abstimmungen (Luftfahrtgesetz, Anti-Rassismusgesetz,
Krankenversicherung, Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht) folgte das Volk dem
Parlament. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
HANS HIRTER

Zum vierten Mal seit 1986 - zum zwölften Mal insgesamt -, stimmte der Souverän einer
Volksinitiative zu (Alpen-Initiative). Die zweite zur Abstimmung gelangende Initiative
wurde hingegen deutlich abgelehnt (Krankenversicherung). Neu eingereicht wurden im
Berichtsjahr vier Volksinitiativen (gegen Gentechnologie, Volksabstimmung vor der
Eröffnung von EU-Beitritts-Verhandlungen, für eine preisgünstige und ökologische
Landwirtschaft, für eine Liberalisierung der Drogenpolitik). Da andererseits zwei
Initiativen zurückgezogen wurden (Freizügigkeit bei der 2. Säule,
Landwirtschaftsinitiative des SBV), blieb der Bestand der hängigen, d.h. der
zustandegekommenen, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid vorgelegten Initiativen
unverändert bei 16. Neu lanciert worden sind 1994 sechs Initiativen, davon haben nicht

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
HANS HIRTER
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weniger als vier die AHV zum Thema. 10

Von den sechs nicht durch Volksinitiativen bedingten obligatorischen
Volksabstimmungen gingen vier im Sinne von Bundesrat und Parlament aus, zweimal
hatten diese zwar eine Volksmehrheit hinter sich, scheiterten aber am Ständemehr
(Kulturförderungsartikel, erleichterte Einbürgerung). Die gesamte Abstimmungsbilanz
fiel für Bundesrat und Parlamentsmehrheit mit 9 Siegen in 13 Volksentscheiden nicht
mehr so glänzend aus wie 1993, wo sie sämtliche 16 Abstimmungen gewonnen hatten. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
HANS HIRTER

Zweimal musste sich das Volk zu neuen Verfassungsbestimmungen äussern, welche das
Parlament beschlossen hatte: Einmal (Landwirtschaftsartikel) verweigerte es die
Zustimmung, einmal war es einverstanden (Ausgabenbremse). Damit fiel die
Abstimmungsbilanz für Bundesrat und Parlament noch schlechter aus als im Vorjahr:
bei vier von sieben Abstimmungen deckte sich der Volksentscheid nicht mit demjenigen
der Behörden. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.12.1995
HANS HIRTER

1995 fanden vier mit Referenden verlangte Volksabstimmungen statt; drei Referenden
(Milchwirtschaftsbeschluss, Solidaritätsbeiträge im Landwirtschaftsgesetz, Lex
Friedrich) waren erfolgreich, einmal fand der Parlamentsbeschluss Zustimmung (10.
AHV-Revision). Für zwei Referenden wurde zwar die Unterschriftensammlung lanciert,
später aber erfolglos abgebrochen (WTO, Revision Arbeitslosengesetz). Bei einem
Referendum (gegen Staatssekretäre) waren zwar die Unterschriften bis Jahresende
beisammen, sie wurden aber erst im Januar 1996 eingereicht (s. oben, Regierung). 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1995
HANS HIRTER

Zur Abstimmung gelangte im Berichtsjahr eine Volksinitiative (AHV/IV-Ausbau); sie
wurde abgelehnt. Eine Initiative wurde vom Parlament für ungültig erklärt (Halbierung
der Armeeausgaben, s. unten). Fünf - eine mehr als im Vorjahr - wurden neu
eingereicht (Vertretung der Frauen in den Behörden, Energie-Umwelt-Initiative, Solar-
Initiative, 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters, Regelung der
Zuwanderung). Damit stieg der Bestand der hängigen Initiativen auf 19 an. Neu lanciert
wurden 1995 10 Initiativen.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1995
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr fanden zwei mit Referenden verlangte Volksabstimmungen statt
(Staatssekretäre und Arbeitsgesetz). In beiden Fällen lehnten die Bürgerinnen und
Bürger den Beschluss der Bundesversammlung ab, wobei beim Arbeitsgesetz auch der
Bundesrat nicht hinter der vom Parlament beschlossenen Lösung stand. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1996
HANS HIRTER

Insgesamt sieben Volksinitiativen wurden 1996 eingereicht (drei zur AHV, für sofortige
Beitrittsverhandlungen mit der EU, Ausnahmen von der Mehrwertsteuer für gewisse
Sportveranstaltungen, Halbierung des Autoverkehrs, Verbot für Wasserflugzeuge). Nur
ein Volksbegehren (SVP-Asylinitiative) kam zur Abstimmung und wurde abgelehnt. Zwei
weitere Begehren («Bauern und Konsumenten» und «Abschaffung der direkten
Bundessteuer») wurden von den Initianten zurückgezogen, nachdem sie entweder ihr
Anliegen vom Parlament genügend berücksichtigt sahen (Landwirtschaftsinitiative) resp.
die Chancenlosigkeit ihres Vorschlags im Parlament erkennen mussten
(Steuerinitiative). Eine Volksinitiative (SD-Asylinitiative) wurde vom Parlament für
ungültig erklärt. Damit stieg der Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch nicht
zum Entscheid vorgelegten Volksinitiativen von 19 auf 22. Neu lanciert wurden 1996 nur
drei Volksinitiativen. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1996
HANS HIRTER

Fünfmal musste sich das Volk zu vom Parlament vorgeschlagenen
Verfassungsänderungen äussern und einmal zu ein dem obligatorischen Referendum
unterstellten Bundesbeschluss (Kantonswechsel von Vellerat). Eine dieser Vorlagen
(persönliche militärische Ausrüstung) lehnte es ab, fünfmal bestätigte es den Entscheid
des Parlaments. Damit folgte das Volk bei sechs der insgesamt neun Abstimmungen
des Berichtsjahres dem Parlamentsbeschluss, dreimal stimmte es dagegen. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1996
HANS HIRTER
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Im Berichtsjahr kam es zu einer mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmung. Die Bürgerinnen und Bürger lehnten den Dringlichen
Bundesbeschluss des Parlaments vom Dezember 1996 über Sparmassnahmen bei der
Arbeitslosenversicherung ab. Mit einem zustandegekommenen Referendum wurde
zudem ein Parlamentsbeschluss des Berichtsjahres bekämpft (Schwerverkehrsabgabe);
die Volksabstimmung darüber wird 1998 stattfinden. Die Unterschriftensammlung gegen
zwei weitere Beschlüsse blieb hingegen erfolglos (Staatsschutzgesetz, PTT-Reform). 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER

Es wurden insgesamt sechs Volksinitiativen eingereicht (zwei zur Gesundheitspolitik,
zwei zur Handhabung der Volksrechte und je eine zum Mietrecht und zur
Landesverteidigung), das waren eine weniger als im Vorjahr. Je zwei davon stammten
von der SP bzw. der Detailhandelskette Denner AG, je eine von Ärzten und vom
Schweizerischen Mieter- und Mieterinnenverband. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER

Abgestimmt wurde im Berichtsjahr über drei Volksinitiativen (EU-Beitritt vors Volk,
gegen Kriegsmaterialausfuhr und Jugend ohne Drogen); alle wurden abgelehnt. Eine der
diversen vorliegenden EU-Initiativen wurde zurückgezogen, nachdem die Initianten
feststellen mussten, dass ihr Vorstoss im Parlament auch von integrationsfreundlichen
Abgeordneten keine Unterstützung erhielt. Damit erreichte Ende 1997 der Bestand der
eingereichten, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid vorgelegten Initiativen den
Stand von 24 (1996: 22). 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER

Neu lanciert wurden 1997 zehn Volksinitiativen (wobei zwei Denner-Initiativen noch im
gleichen Jahr eingereicht werden konnten). Bei vier früher lancierten Initiativen lief die
Frist für die Unterschriftensammlung ungenutzt ab (darunter ein Begehren der SD
gegen die Einwanderung).

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER

Volk und Stände sprachen sich einmal - zustimmend - zu einer vom Parlament
vorgeschlagenen Verfassungsänderung aus (Aufhebung des Pulverregals). Insgesamt kam
es somit zu fünf Volksabstimmungen (drei Initiativen, je ein obligatorisches und ein
fakultatives Referendum). Bei vier dieser Entscheide folgten die Stimmberechtigten
dem Antrag von Regierung und Parlament, einmal (Sparmassnahmen bei der
Arbeitslosenversicherung) entschieden sie anders. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu zwei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Schwerverkehrsabgabe und Arbeitsgesetz). Die Bürgerinnen und
Bürger stimmten beiden Vorlagen zu. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
HANS HIRTER

Volk und Stände hiessen drei von Regierung und Parlament vorgeschlagene
Verfassungsänderung gut (Finanzierung öffentlicher Verkehr, Getreideartikel,
Haushaltsziel 2001). Insgesamt kam es somit zu 10 Volksabstimmungen (5 Initiativen, 3
obligatorische und 2 fakultative Referenden). Bei allen diesen Entscheiden folgten die
Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
HANS HIRTER

Es wurden im Berichtsjahr lediglich zwei Volksinitiativen eingereicht. Abgestimmt
wurde über fünf Volksinitiativen. Sämtliche wurden abgelehnt. Damit reduzierte sich
auf Ende 1998 der Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid
vorgelegten Initiativen auf 21 (1997: 24). Neu lanciert wurden 1998 19 Volksinitiativen. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
HANS HIRTER
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Im Berichtsjahr kam es zu einer mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmung (Invalidenversicherungsgesetz). Das Volk stimmte dem
Parlamentsbeschluss zu. Ausserdem lehnten Volk und Stände eine Volksinitiative ab
(Einheitskrankenkasse).

Insgesamt kam es somit zu zwei Volksabstimmungen (1 Volksinitiative und 1 fakultatives
Referendum). Bei beiden Entscheiden folgten die Stimmberechtigten dem Antrag von
Regierung und Parlament (2006: sechs von sechs). 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu 2 mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Unternehmenssteuerreform und Betäubungsmittelgesetz). Das
Volk stimmte dem Parlamentsbeschluss beide Male zu. Ausserdem lehnten Volk und
Stände 6 Volksinitiativen ab und stimmten einer, der insgesamt sechzehnten, zu.

Insgesamt kam es zu 10 Volksabstimmungen (7 Volksinitiativen, 1 obligatorisches und 2
fakultative Referenden). Bei acht von diesen zehn Entscheiden folgten die
Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament (2007: zwei von zwei). Bei
einer Volksinitiative (Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten) und dem
obligatorischen Referendum (Verfassungsartikel über die Gesundheitspolitik) entschied
das Volk anders als die Behörden. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu zwei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Personenfreizügigkeit, biometrische Pässe). Das Volk stimmte
jeweils dem Parlamentsbeschluss zu, im Fall der Pässe allerdings nur äusserst knapp.
Ausserdem entschieden Volk und Stände über zwei Volksinitiativen und nahmen davon
eine, die Minarettverbotsinitiative, als insgesamt siebzehnte an. Daneben hiessen Volk
und Stände auch vier vom Parlament beschlossene Verfassungsänderungen gut.

Insgesamt kam es somit zu acht Volksabstimmungen (2 Volksinitiativen, 4
obligatorische und 2 fakultative Referenden). Bei 7 von diesen 8 Entscheiden folgten
die Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament (2008: 8 von 10). Beim
Minarettverbot entschied das Volk anders als die Behörden.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu insgesamt sieben Volksabstimmungen. Davon waren ein
obligatorisches (2009: 4) und zwei fakultative Referenden (2009: 2) sowie drei
Volksinitiativen (2009: 2) und ein Gegenvorschlag (2009: 0). Bei den fakultativen
Referenden stimmten die Bürgerinnen und Bürger einmal gegen und einmal für den
Parlamentsantrag und beim obligatorischen Referendum wurde der Antrag der
Behörden gutgeheissen. Eine der drei Initiativen (Ausschaffungsinitiative) wurde
angenommen. Damit steigt die Zahl der seit 1891 angenommen Volksinitiativen auf 18.
Rund jedes zehnte Volksbegehren wurde also angenommen, wobei über ein Drittel der
angenommenen Initiativen zwischen 2002 und 2010 abgestimmt wurde. Im Berichtsjahr
folgten die Stimmberechtigten insgesamt nur in vier der sieben Abstimmungen dem
Antrag von Regierung und Parlament (2009: sieben von acht).

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Aufgrund der Gesamterneuerungswahlen im Herbst des Berichtsjahres wurde im
Berichtsjahr nur ein Termin für eine einzige eidgenössische Volksabstimmung
wahrgenommen. Am 13. Februar wurde die Volksinitiative „für den Schutz vor
Waffengewalt“ mit 43.7% Ja-Stimmen abgelehnt.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtsjahr wurde an den vier Terminen über insgesamt zwölf nationale Vorlagen
abgestimmt: sieben Volksinitiativen, drei fakultative Referenden und zwei
obligatorische Referenden, die beide Gegenentwürfe zweier Volksinitiativen
darstellten, wurden am 11. März (5 Vorlagen), am 17. Juni (3 Vorlagen), am 23. September
(3 Vorlagen) und am 25. November (1 Vorlage) den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern
zur Entscheidung vorgelegt. In neun Fällen folgten diese den Empfehlungen der
Behörden, wobei für die beiden abgelehnten Bausparinitiativen eigentlich keine
Behördenempfehlung vorlag, weil sich National- und Ständerat nicht hatten einigen
können. Entgegen den Empfehlungen von Parlament und Bundesrat wurde hingegen die
Zweitwohnungsinitiative angenommen, aber die Bundesgesetze zu Managed Care und

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN
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zur Buchpreisbindung, gegen die jeweils das Referendum ergriffen worden war,
abgelehnt. Die Stimmbeteiligung betrug im Schnitt 38,5% – der tiefste Wert seit 15
Jahren. Besonders gering war die Partizipation am 25. November: Aufgrund des
Scheiterns der Referenden gegen die Staatsverträge über die Abgeltungssteuer mit
Deutschland, Österreich und Grossbritannien wurde im November lediglich über die
Revision des Tierseuchengesetzes abgestimmt, gegen die das „Netzwerk Impfentscheid“
erfolgreich das Referendum ergriffen hatte. Nur 27,6% aller Stimmberechtigten gingen
an die Urne. Lediglich vier Mal war die Beteiligung seit 1877 (Beginn der Erhebung der
Partizipation) geringer. 26

Im Berichtjahr wurde gegen sechs parlamentarische Beschlüsse ein Referendum
ergriffen. Erfolgreich zu Stande kamen drei, nämlich das Referendum gegen das
Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Managed Care; am 14. Februar mit 131'158
gültigen Unterschriften), das Referendum gegen das Tierseuchengesetz (am 16. Juni mit
51'110 gültigen Unterschriften) und das Referendum gegen das Bundesgesetz über die
Raumplanung (am 16.10.12 mit 69'277 gültigen Unterschriften). Über die ersten beiden
wurde noch im Berichtjahr abgestimmt. Die Abstimmung über die
Raumplanungsrevision wurde für das Frühjahr 2013 traktandiert. Kein Erfolg war den
drei Referenden gegen die Bundebseschlüsse über die Doppelbesteuerungsabkommen
mit Deutschland (48'604 Unterschriften), Österreich (46'848 Unterschriften) und
Grossbritannien (47'363 Unterschriften) beschieden. Alle drei verfehlten laut Bericht
der Bundeskanzlei vom 30. Oktober das Quorum (siehe hier). Im Vergleich zu den
Vorjahren wurde die Referendumswaffe damit wieder häufiger eingesetzt (2010 und
2011: je 1 zustande gekommenes Referendum; 2009: 1 zustande gekommenes und 1
nicht zustande gekommenes Referendum). 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Eine im Juli veröffentlichte Studie zur Stadt St. Gallen zeigte, dass sich
Stimmberechtigte selektiv beteiligen, und zwar bei jenen Vorlagen, von denen sie sich
betroffen fühlen. Über die betrachtete Zeit (konkret: sieben Abstimmungstermine)
hätten sich so rund drei Viertel der Stadt-St. Galler mindestens bei einer Abstimmung
beteiligt. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.07.2013
MARC BÜHLMANN

Über elf eidgenössische Vorlagen hatte die Stimmbevölkerung im Berichtjahr zu
befinden; darunter je fünf Volksinitiativen und fakultative Referenden und ein
obligatorisches Referendum. Mit der Abzockerinitiative hat die Stimmbevölkerung die
zwanzigste Initiative seit 1891 angenommen. Insgesamt war damit knapp mehr als jedes
zehnte Volksbegehren (20 von 189) an der Urne erfolgreich, wobei diese Quote seit 1990
mit rund 12% (11 von 91) etwas höher liegt als vor 1990 mit 9% (9 von 98). Die anderen
vier Volksbegehren hatten 2013 keine Chance. Die fakultativen Referenden fielen in vier
der fünf Fälle behördenkonform aus. Einzig bei der Abstimmung zur Autobahnvignette
pfiff die Stimmbevölkerung das Parlament zurück. Das obligatorische Referendum, mit
dem ein Familienartikel in der Verfassung festgeschrieben werden sollte, erhielt zwar
ein relativ deutliches Volksmehr, scheiterte aber am Ständemehr. Dies war das zwölfte
Mal, dass bei einer Verfassungsvorlage das Volks- und das Ständemehr divergierten (zur
Reformdiskussion siehe hier). Die mittlere Stimmbeteiligung an den vier
Abstimmungssonntagen war im langjährigen Vergleich mit 47,3% relativ hoch. Am
wenigsten stark vermochten die Vorlagen am 9. Juni zu mobilisieren (Volkswahl des
Bundesrates / Asylgesetzrevision), als 39,5% der stimmberechtigten Bevölkerung an die
Urne gingen. Am stärksten mobilisierten die drei Abstimmungsvorlagen Ende November.
Die Stimmbeteiligung bei den Abstimmungen zur 1:12-Initiative, zur Autobahnvignette
und zur Familieninitiative der SVP lag bei 53,6%. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr wurde gegen acht Bundesgesetze das Referendum ergriffen (2012: 6).
Die Unterschriftensammlung gegen die Asylgesetzrevision war von
Flüchtlingsorganisationen und linken Kreisen bereits Ende 2012 gestartet worden. Mitte
Januar wurden hierzu 63'666 gültige Unterschriften eingereicht. Auch gegen das
Epidemiegesetz sammelten verschiedene Gruppen mit teilweise recht
unterschiedlichen Zielen bereits Ende 2012 bis Mitte Februar 77'360 beglaubigte
Unterschriften. Das Referendum gegen die Revision des Arbeitsgesetzes kam im April
mit 70'306 Unterschriften erfolgreich zustande. Die Sonntagsallianz – ein
Referendumskomitee aus verschiedenen religiösen Gruppierungen und Vereinigungen,

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN
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der SP, der GP, der EVP und der CSP sowie verschiedener Gewerkschaften – hatte nach
eigenen Angaben bereits nach 2 Monaten über 60 000 Unterschriften gegen die
Öffnungszeiten bei den Tankstellenshops gesammelt. Mitte April kündigte Uniterre ein
Referendum gegen das Reformpaket in der Agrarpolitik an, zog dieses Ansinnen dann
aber zugunsten der Initiative des Bauernverbandes wieder zurück. Äusserst erfolgreich
war das überparteiliche Komitee um Walter Wobmann (svp, SO), das innert kurzer Zeit
107'424 Unterschriften gegen die Erhöhung der Abgabe für die Benützung von
Nationalstrassen sammelte. Wegen mangelnder finanzieller Unterstützung wurde die
Unterschriftensammlung gegen die Erhöhung der kostendeckenden Einspeisevergütung
zur Förderung erneuerbarer Energien abgebrochen. Noch im Berichtjahr wurden
Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs
Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz und den USA lanciert.
Gegen das Freihandelsabkommen mit China konnte das Referendum nicht ergriffen
werden, weil der Antrag der SP, das Abkommen dem fakultativen Referendum zu
unterstellen, vom Nationalrat abgelehnt wurde. 30

2014 fanden vier eidgenössische Urnengänge zu insgesamt zwölf verschiedenen
Vorlagen statt, darunter nicht weniger als acht Volksinitiativen, von denen gleich zwei
angenommen wurden: die Masseneinwanderungsinitiative und die Pädophileninitiative.
Insgesamt wurden damit seit Einführung des Volksbegehrens 1891 total 22 von 198 oder
insgesamt jede neunte Initiative angenommen. Seit 1990 hat sich die
Erfolgswahrscheinlichkeit von Volksinitiativen somit noch weiter verbessert. Wurden
vor 1990 neun Prozent aller Bürgerbegehren angenommen (9 von 98), verschob sich die
Erfolgsquote seit 1990 auf 13 von 100. Die restlichen sieben Initiativen, über die 2014
abgestimmt wurde, hatten allerdings allesamt keine Chance. Nur die Abschaffung der
Pauschalbesteuerung erreichte mehr als 40% Ja-Stimmenanteil. Während die beiden
obligatorischen Referenden behördenkonform angenommen wurden, war das
fakultative Referendum gegen den Kauf des Kampfflugzeuges Gripen entgegen den
Wünschen von Bundesrat und Parlament erfolgreich. Von den total bis Ende 2014
eingereichten 177 fakultativen Referenden waren damit neu insgesamt 96 erfolgreich
(54%); bei den obligatorischen Referenden liegt der Anteil der angenommenen Vorlagen
bei 75% (146 von 195). Die mittlere Stimmbeteiligung an den vier
Abstimmungssonntagen lag bei 52,6%, was im langjährigen Vergleich ein sehr hoher
Wert ist. Stark mobilisiert haben insbesondere die Masseneinwanderungsinitiative im
Februar (56,6% Stimmbeteiligung) und das Gripen-Referendum im Mai (56,3%
Stimmbeteiligung).

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Bereits 2013 waren die Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung
des Kampfflugzeugs Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz
und den USA lanciert worden. Während das Referendum gegen die Gripen-Beschaffung
Ende Januar mit 65‘384 gültigen, vom Bündnis gegen neue Kampfflugzeuge und vom
Liberalen Komitee „Nein zum Gripen“ gesammelten Unterschriften zustande kam,
scheiterte die Unterschriftensammlung gegen FATCA. Nach der 100-tägigen Frist
konnten lediglich 35‘264 Unterschriften eingereicht werden. Auch das vom Kanton
Wallis angestrengte Kantonsreferendum gegen FATCA wurde nur vom genannten Kanton
unterstützt – nötig gewesen wären aber insgesamt acht Kantone. Im Berichtsjahr selber
kündigten das Komitee „Nein zur Billag-Mediensteuer“ und der Verein „Aktion
stopBillag.ch“ an, ein Referendum gegen das neue Bundesgesetz über Radio und
Fernsehen (RTVG) zu ergreifen. Bereits Mitte Dezember hatte das Komitee laut eigener
Aussage die nötigen Unterschriften gesammelt, bis Ende 2014 aber noch nicht
eingereicht. Auch gegen den Bau einer zweiten Gotthard-Strassenröhre zur Sanierung
des Tunnels wurde ein Referendum lanciert. Federführend  war hier der Verein "Nein
zur zweiten Gotthardröhre, hinter dem der VCS und die Alpeninitiative stehen. Auch
dieses Komitee war rasch erfolgreich und hatte Ende Jahr nach eigenen Angaben
bereits über 100'000 Unterschriften gesammelt. Die EVP kündigte vorsorglich an, gegen
das noch nicht zu Ende debattierte Fortpflanzungsmedizingesetz das Referendum
ergreifen zu wollen. Allerdings ist vorgängig ein obligatorisches Referendum nötig, um
die heute verbotene Präimplantationsdiagnostik (PID) zu ermöglichen. Auch der
atomfreundliche Verein "Kettenreaktion" kündigte an, gegen jegliche Verbote von AKW
das Referendum zu ergreifen. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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Im Wahljahr 2015 fanden an lediglich zwei Wochenenden Urnengänge zu
eidgenössischen Abstimmungen statt; in der Regel werden am Wochenende der
eidgenössischen Gesamterneuerungswahlen sowie im November nach den nationalen
Wahlen keine Abstimmungstermine angesetzt. So standen im März und im Juni 2015
insgesamt sechs Vorlagen zur Abstimmung, die ausnahmslos behördenkonform
ausfielen. Die vier Volksinitiativen wurden allesamt deutlich abgelehnt: Die
Stipendieninitiative, die Erbschaftssteuerreform und die Volksinitiative «Familien
stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen» konnten jeweils nicht einmal 30
Prozent der Stimmbürgerschaft auf sich vereinen. Das Ergebnis der Volksinitiative
«Energie statt Mehrwertsteuer» fiel gar noch tiefer aus: Mit dem zweitgeringsten Ja-
Stimmenanteil seit Einführung der Volksinitiative 1891 wurde das Volksbegehren der GLP
regelrecht zerzaust. Nur gerade 8.03 Prozent der Urnengängerinnen und Urnengänger
konnten sich für die Idee erwärmen. Nur die Volksinitiative zur «Getreideversorgung»,
die sich 1929 gegen einen Gegenvorschlag zu behaupten hatte, schnitt mit 2.68 Prozent
Ja-Anteil noch schlechter ab. Bisher wurden lediglich 22 von 202 Volksinitiativen an der
Urne angenommen. 
Während der dem obligatorischen Referendum unterstehende Bundesbeschluss zur
Präimplantationsdiagnostik von Volk und Ständen recht deutlich angenommen wurde –
fast zwei Drittel der Bevölkerung und die deutliche Mehrheit der Kantone sagten ja –,
fiel das Ja zur Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen äusserst knapp
aus. Letztlich entschied eine hauchdünne Mehrheit von 3'649 Stimmen, die Vorlage,
gegen die das fakultative Referendum ergriffen worden war, anzunehmen. Damit blieb
die Zahl von 96 erfolgreichen fakultativen Referenden (von total 178 eingereichten)
bestehen, während sich die Erfolgsquote der obligatorischen Referenden leicht
erhöhte (neu: 147 von 196). Während die Stimmbeteiligung im März bei 42.1 Prozent lag,
partizipierten im Juni 43.5% der Stimmberechtigten. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Neun der 13 Abstimmungsvorlagen, über welche die Stimmberechtigten an vier
Wochenenden im Jahr 2016 zu entscheiden hatten, waren Volksinitiativen. Dies
schienen erste Folgen der vor allem im Vorjahr unter dem Stichwort «Initiativenflut»
diskutierten, scheinbar wachsenden Zahl lancierter Volksbegehren zu sein. Allerdings
fanden die Begehren von grüner und linker (Atomausstiegsinitiative, Grüne Wirtschaft,
AHVplus, Pro Service public, bedingungsloses Grundeinkommen,
Nahrungsmittelspekulation) wie auch von rechter und bürgerlicher Seite (Milchkuh-
Initiative, Heiratsstrafe, Durchsetzungsinitiative) bei der Bevölkerung keine Gnade.
Achtungserfolge konnten immerhin die Atomausstiegsinitiative (45.8% Ja-
Stimmenanteil), die AHVplus- (40.6%) und die Durchsetzungsinitiative (41.2%)
verzeichnen. Nur knapp abgelehnt wurde die CVP-Initiative gegen die Heiratsstrafe:
49.2 Prozent Ja-Stimmen reichten aber auch hier nicht. So bleibt die
Pädophileninitiative 2014 das letzte an der Urne erfolgreiche Volksbegehren und die
Annahme-Quote der Initiativen verschlechterte sich auf 10.4 Prozent (22 von 211). 
Auch die vier fakultativen Referenden fielen 2016 entsprechend den Empfehlungen von
Regierung und Parlament aus. Das Nachrichtendienstgesetz (66.5%), gegen das linke
Kreise das Referendum ergriffen hatten, das Asylgesetz (66.8%), gegen das die SVP
angetreten war, und das Fortpflanzungsmedizingesetz (62.4%), das von einem
überparteilichen Komitee aus EVP- und CVP-Kreisen bekämpft worden war, erreichten
alle eine Zustimmung von gut zwei Dritteln der Stimmbevölkerung. Etwas umstrittener
war höchstens der Entscheid für eine zweite Röhre am Gotthard, welcher von
Umweltschutzorganisationen erzwungen worden war: Die Sanierung des Tunnels wurde
von 57 Prozent der Stimmenden gutgeheissen. Damit verringerte sich auch die
Erfolgsquote der fakultativen Referenden auf 52.7 Prozent: 96 von 182 Referenden
waren bisher erfolgreich.
Die höchste Stimmbeteiligung 2016 wurde am Abstimmungswochenende im Februar
verzeichnet: Insbesondere die Durchsetzungsinitiative mobilisierte hohe 63.7 Prozent
der Stimmberechtigten an die Urne. Die 46.8 Prozent Stimmbeteiligung im Juni, die 43.1
Prozent im September und die 45.4 Prozent im November, als einzig über den
Atomausstieg abgestimmt wurde, lagen etwa im Beteiligungsschnitt des bisherigen 21.
Jahrhunderts (46%). 33
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Eine Folge der zahlreichen in den Vorjahren lancierten und eingereichten
Volksbegehren war, dass im Jahr 2016 an allen vier Abstimmungswochenenden über
insgesamt neun Initiativen entschieden wurde (2015: 4). Diese wurden allesamt
abgelehnt, wenn auch im Falle der Initiative «gegen die Heiratsstrafe» relativ knapp. Die
am gleichen Wochenende wie das CVP-Begehren Ende Februar zur Abstimmung
gestandene Durchsetzungs-Initiative, die sehr stark mobilisierte, sowie die Initiative der
Juso gegen die Nahrungsmittelspekulation wurden hingegen recht deutlich abgelehnt.
Das gleiche Schicksal ereilte im Juni die Initiativen «Pro Service Public» und «für ein
bedingungsloses Grundeinkommen» sowie die «Milchkuhinitiative», die alle drei nicht
einmal einen Drittel der Stimmenden für sich gewinnen konnten. Auch die beiden
Initiativen der Grünen («Grüne Wirtschaft», «Atomausstiegsinitiative») und die
Initiative des Gewerkschaftsbundes («AHVplus») vermochten die Stimmbevölkerung
nicht zu überzeugen. 
Mit diesen neun Abstimmungen konnte der Pendenzenberg bei den Volksbegehren
etwas abgebaut werden. Weitere sieben waren allerdings noch in der Pipeline (2015: 12),
also entweder beim Bundesrat hängig, in der Parlamentsberatung oder reif zur
Abstimmung. Zudem waren 2016 acht neue Volksbegehren zustande gekommen (2015:
4), die ganz unterschiedliche Ziele verfolgten: Die «Selbstbestimmungsinitiative» der
SVP und die «No Billag-Initiative» hatten bereits vor Zustandekommen zu zahlreichen
Diskussionen geführt. Mit der Initiative für «mehr bezahlbare Wohnungen» und der
«Zersiedelungsinitiative» stand zudem das Thema Raumplanung im Fokus. Dafür, dass
landwirtschaftspolitische Anliegen in den nächsten Abstimmungen Aufmerksamkeit
erhalten würden, sorgten die Initiative «für Ernährungssouveränität» sowie die
«Hornkuh-Initiative». Die Unterschriftenhürde ebenfalls übersprungen hatten 2016
zudem die «Konzernverantwortungsinitiative» und die «Velo-Initiative». Die nötigen
Unterschriften noch nicht beisammen hatte die Initiative «Ja zur Bewegungsmedizin»,
deren Sammelfrist noch bis Juni 2017 lief.
2016 waren zudem sechs neue Volksbegehren lanciert worden; also genau gleich viele
wie im Jahr zuvor. Das vom Egerkinger Komitee lancierte «Verhüllungsverbot», aber
auch die Idee eines «Vaterschaftsurlaubs» von Travail.Suisse oder die
«Transparenzinitiative», die von einem Bündnis aus SP, GP, EVP, BDP und Piratenpartei
lanciert wurde, wurden bereits bei der offiziellen Lancierung medial virulent diskutiert.
Von verschiedenen Komitees wurden zudem Unterschriftensammlungen für die
Initiative «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide», die «Fair-Preis-Initiative»
und die Initiative gegen «die Auswüchse von Via sicura» gestartet.
Für das als Protest gegen die Ausschaffungsinitiative lancierte Volksbegehren «zur
Ausschaffung krimineller Männer» war die Sammelfrist 2016 abgelaufen. 2015 waren
noch vier Anliegen im Sammelstudium gescheitert. Eine Volksinitiative wurde 2016
zurückgezogen (2015: 1): Die «Stromeffizienz-Initiative» wurde nach der Annahme der
Verabschiedung der Energiestrategie 2050 durch das Parlament zurückgezogen. Die
Initianten waren der Ansicht, dass ihre Anliegen genügend berücksichtigt worden
seien. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN

Seit 1983 war es nie mehr vorgekommen, dass in einem Jahr über kein einziges
Volksbegehren abgestimmt wurde. Dies war allerdings 2017 wieder der Fall. Zu diesem
Umstand beigetragen hatte nicht nur der in den letzten Jahren zu verzeichnende
leichte Rückgang der Zahl lancierter Initiativen – in den Medien war nach der
«Initiativenflut» eine eigentliche «Initiativenflaute» beklagt worden –, sondern auch,
dass im Jahr 2017 gleich drei Begehren zurückgezogen wurden (2016: 1). Im Falle der
«Rasa-Initiative», mit der die Masseneinwanderungsinitiative wieder aus der Verfassung
hätte gestrichen werden sollen, war lange unklar, ob sie nicht doch an die Urne
gelangen wird. Bei der «Wiedergutmachungsinitiative» hatte das Parlament in Form des
Bundesgesetzes über die Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen vor 1981 einen indirekten Gegenvorschlag verabschiedet, der die
Initianten zufrieden stellte. Der Bauernverband schliesslich zog seine Initiative «für
Ernährungssicherheit» zurück, weil das Parlament eine Verfassungsänderung als
direkten Gegenvorschlag ausgearbeitet hatte, der mittels obligatorischem Referendum
Ende September 2017 angenommen wurde. 
Allerdings dürfte es in den folgenden Jahren kaum mehr ausschliesslich zu
Abstimmungswochenenden ohne Volksinitiativen kommen, waren doch 2017 zwölf
Begehren abstimmungsreif bzw. beim Bundesrat oder im Parlament hängig (2016: 8).
Zudem hatten die Komitees in diesem Jahr für vier Initiativen (2016: 8) die nötigen
Unterschriften in der 18-Monate-Frist zusammengebracht, nämlich für die Initiative
«für einen vernünftigen Vaterschaftsurlaub», die «Transparenz-Initiative» sowie die
Initiative «Ja zum Verhüllungsverbot». Auch die «Pflegeinitiative» war 2017 zustande
gekommen, also noch im gleichen Jahr, in dem sie vom Schweizerischen Berufsverband

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN

01.01.89 - 01.01.19 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



für Pflegefachpersonal (SBK) lanciert worden war. 
Darüber hinaus wurden im Jahr 2017 für zwölf Begehren Unterschriften gesammelt
(2016: 7). Neben den bereits 2016 lancierten Initiativen «für eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide" und «Fair-Preis-Initiative» wurden also im Berichtsjahr zehn
neue Volksinitiativen lanciert (2016: 6), fünf davon innerhalb eines Monats, was in
einigen Medien und bei Politikerinnen und Politikern die Angst vor einer neuerlichen
Initiativenflut heraufbeschwor – insbesondere, weil im Jahr vor den Wahlen wohl noch
zahlreiche Parteien wieder Initiativen als Wahlkampfvehikel einreichen würden. Yannick
Buttet (cvp, VS) sprach sogar von einem Systemfehler, da Initiativen immer mehr als
Blockadeinstrumente gebraucht würden. Interessant waren freilich die Forderungen
der neu lancierten Begehren. Drei liessen sich dem Gesundheitswesen zuschreiben (die
oben erwähnte «Pflegeinitiative», die Initiative «Organspende fördern» und die
Initiative für die «Organisationsfreiheit der Kantone für die Krankenversicherung»), drei
stammten von Umwelt- bzw. Tierschutzkreisen («Trinkwasser-Initiative»,
«Atomkraftwerke abschalten» und «Tier- und Menschenversuchsverbot»), zwei von
links («99 Prozent-Initiative» und «Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten») und eines von rechts («Zuerst Arbeit für Inländer»). Das
zehnte neu lancierte Begehren, die Initiative für ein «von den Krankenkassen
unabhängiges Parlament» richtete sich gegen die Krankenkassenlobbys im Parlament
und stammte von demselben Komitee wie die Initiative, mit welcher gefordert wurde,
dass die Kantone in der Organisation der Krankenkassen frei sind. Bekannte Köpfe in
diesem Komitee waren Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE, mcg),
ehemals Nationalräte und aktuell Regierungsräte in den Kantonen Waadt und Genf. 
Dass das Sammeln von 100'000 Signaturen in 18 Monaten nach wie vor kein Kinderspiel
ist, zeigten die beiden Initiativen, die 2017 gescheitert waren (2016: 1): Die Initiativen
«Stopp den Auswüchsen von Via sicura» und «Ja zur Bewegungsmedizin». 35

Bei den Diskussionen um das Finanzreferendum werden immer wieder auch Befunde
aus der politikwissenschaftlichen Forschung als Argumente angeführt. In der Tat ist die
Wirkung von Finanzreferenden verschiedentlich untersucht worden: So fanden etwa
Vatter und Freitag (2002, 2006) heraus, dass die Staats-, die Sozial- und die
Verwaltungsausgaben umso geringer sind, je mehr Finanzreferenden in einem Kanton
pro Jahr durchgeführt werden. Auch Feld und Kirchgässner (2001) kamen zum Schluss,
dass das obligatorische Finanzreferendum seinen Zweck – die Begrenzung der
öffentlichen Ausgaben – erfülle: Ihre Untersuchung der kantonalen Staatsausgaben pro
Kopf zwischen 1986 und 1997 zeigen, dass diese in Kantonen, die ein obligatorisches
Finanzreferendum kennen, signifikant tiefer seien. Zum gleichen Resultat gelangten
Feld und Matsusaka (2003) für den Zeitraum zwischen 1980 und 1998 sowie Funk und
Gathmann (2011) für 1890 bis 2000. Feld und Kirchgässner (2001a) untersuchten den
Effekt des Finanzreferendums zugleich für die Gemeindeebene. Auch hier gilt laut den
Autoren: Diejenigen der 132 untersuchten Städte, welche ein obligatorisches
Finanzreferendum kennen, weisen geringere Staatsausgaben aus, als diejenigen, die
über kein solches Instrument verfügen. 
Nicht nur die Ausgaben, sondern auch die Einnahmen scheinen vom Finanzreferendum
beeinflusst zu werden. So stellten Feld und Kirchgässner (2001a) fest, dass Kantone und
Gemeinden mit einem Finanzreferendum mit weniger Staatseinnahmen auskommen als
Kantone und Gemeinden ohne dieses direktdemokratische Kontrollinstrument.
Anscheinend sei die dämpfende Wirkung vor allem auf weniger Einnahmen aus Steuern
zurückzuführen (Feld und Matsusaka 2003a). 
Darüber hinaus zeigten Feld, Schaltegger und Schnellenbach (2008), dass das
Finanzreferendum eine föderalistische Wirkung erzielen kann: Die kantonalen Ausgaben
für Erziehung, Gesundheit, Wohlfahrt und Volkswirtschaft sind in Kantonen mit einem
Finanzreferendum weniger zentral organisiert. 
Schliesslich kamen Feld und Kirchgässner (2001a) in ihrem Städtevergleich auch zum
Schluss, dass das Finanzreferendum die Staatsverschuldung niedriger zu halten scheint.
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Auch 2018 wurde keines der sechs zur Abstimmung stehenden Volksbegehren
angenommen. Unerwartet deutlich wurden dabei die «No-Billag-Initiative» und die
«Selbstbestimmungsinitiative» abgelehnt. Sie konnten genauso wie die «Vollgeld-
Initiative», die «Fair-Food-Initiative» oder die Initiative «für Ernährungssouveränität»
nicht einmal 40 Prozent der Stimmenden überzeugen. Am nächsten an einen Erfolg an
der Urne kam noch die «Hornkuh-Initiative», aber auch sie wurde mit 45.3 Prozent Ja-
Stimmen abgelehnt. Immerhin waren 2018 wieder Entscheidungen über Volksbegehren
angestanden, nachdem 2017 keine einzige Volksinitiative an die Urne gekommen war. 
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Mit diesen sechs erledigten Volksinitiativen war die Liste der beim Parlament oder beim
Bundesrat hängigen Begehren auf sieben geschrumpft (2017: 12). Allerdings hatten es
2018 auch fünf Komitees geschafft, die nötigen Unterschriften in der gegebenen Frist
zu sammeln. Der Bundesrat und das Parlament werden sich folglich über ein «Verbot
der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten», zwei Umweltschutzanliegen («für
sauberes Trinkwasser» und «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide»), die beide
weniger als ein Jahr zum Sammeln der Unterschriften brauchten, die «Fair-Preis-
Initiative» sowie über die von der SVP noch im Lancierungsjahr erfolgreich innert
sieben Monaten zustande gekommene «Begrenzungsinitiative» beugen müssen. 2017
waren noch vier Begehren zustande gekommen. 
Im Berichtsjahr wurden – einschliesslich der Begrenzungsinitiative – acht
Volksinitiativen lanciert, 2017 hatten sich zehn Komitees auf die Unterschriftenjagd
gemacht. Von diesen acht befand sich 2018 noch die Hälfte im Sammelstadium. Unter
den neuen Begehren war die «Korrektur-Initiative», die von einer breiten
Parteienallianz gegen den Beschluss des Bundesrats, Kriegsmaterialexporte zu lockern,
gestartet wurde. Die CVP wollte mit der «Kostenbremse-Initiative» etwas gegen die
steigenden Krankenkassenkosten unternehmen, wobei ihr unterstellt wurde, dass sie
die Initiative wohl auch als Werbevehikel für die 2019 anstehenden eidgenössischen
Wahlen einsetzen wolle. Ebenfalls lanciert wurden die «Justiz-Initiative», die
«Massentierhaltungsinitiative», die «Kesb-Initiative», eine Initiative «gegen
Tabakwerbung bei Kindern und Jugendlichen» und die von Workfair 50+ ausgearbeitete
Initiative mit dem Titel «Arbeit statt Armut». 

Für zwei im Sommer 2017 lancierte Begehren war Ende 2018 die Frist für die Abgabe der
nötigen Unterschriften verstrichen. Sowohl die Initiative «Zuerst Arbeit für Inländer» als
auch die Initiative «Atomkraftwerke abschalten» waren im Sammelstadium gescheitert.
Bereits im Jahr 2017 hatten es zwei Begehren nicht geschafft, die Unterschriftenhürden
in der vorgegebenen Frist zu überspringen. 

Volksinitiativen entfalten nicht nur Wirkung, wenn sie an der Urne angenommen
werden. Vielmehr können sie als Druckmittel verwendet werden, um das Parlament zu
Gesetzesrevisionen zu veranlassen. Dies gelang 2018 mit der «Velo-Initiative», für die
der Bundesrat und das Parlament einen direkten Gegenentwurf ausgearbeitet hatten.
Der Bundesbeschluss Velo, zu dessen Gunsten die Initiative zurückgezogen worden war,
war – anders als die sechs Initiativen im Berichtsjahr – an der Urne erfolgreich.
Zurückgezogen wurde auch die Initiative «Ja zum Schutz der Privatsphäre», die als
rechtskonservative Drohkulisse gegen die von Eveline Widmer-Schlumpf angeregte,
2018 im Parlament aber dann letztlich gescheiterte Revision des Bankgeheimnisses im
Inland gewirkt hatte. 36

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Selon un sondage effectué par l'Ecole polytechnique fédérale de Zurich, 82% de la
population suisse seraient favorables au maintien de la neutralité de l'Etat. Alors que
40% des personnes partageant cette opinion se prononcent pour le strict respect de
l'indépendance nationale, les 60% restants témoignent par contre d'une certaine
volonté d'ouverture, non sans quelques divergences quant au degré d'intégration
souhaité au sein d'entités supranationales telles que l'UE ou même l'OTAN. Si les
résultats de cette enquête révèlent par ailleurs que cet attachement est presque aussi
fort en Romandie qu'en Suisse alémanique, ils indiquent en revanche que l'opinion de
certains membres de la classe politique - pour qui le statut de neutralité est dépassé
depuis la fin de la guerre froide - est fort éloignée de celle du peuple. 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.08.1995
LIONEL EPERON

Sur mandat de la Confédération, un groupe de recherche de l'Université de Zurich a
réalisé une étude portant sur les opinions des citoyens suisses concernant les
questions de politique étrangère. Selon ce rapport dont le Conseil fédéral a pris acte
en tant que base de réflexion pour l'élaboration d'une stratégie de communication en
matière d'affaires extérieures, le corps électoral helvétique n'a qu'une perception
vague de l'environnement international et de la dépendance de la Suisse à l'égard de
l'étranger. Pour intéresser davantage le peuple à ce volet fondamental de la politique
fédérale et favoriser par là-même l'intégration du pays dans l'Europe, les experts ont
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préconisé le recours à une information établissant un lien clair entre politiques
extérieure et intérieure de la Suisse. La mise en exergue des inconvénients
économiques liés à l'isolement du pays devrait notamment améliorer l'acceptation
populaire vis-à-vis de l'EEE. 38

Beziehungen zur EU

L'analyse Vox sur les résultats du scrutin a permis de mettre en évidence une
prépondérance de votes négatifs dans tous les groupes de population observés: Ainsi,
ni le sexe, ni l'âge, ni le statut professionnel ou encore la religion ne semblent avoir joué
un rôle significatif dans l'attitude du vote. Un rejet équivalent de l'initiative a par
ailleurs été observable au sein des grandes villes et à la campagne, de même qu'en
Suisse alémanique et en Suisse romande. Il s'est toutefois avéré que l'opposition aux
revendications des Démocrates suisses/Lega a été nettement moins virulente parmi les
personnes se sentant proches de l'UDC qu'au sein des sympathisants des autres partis
gouvernementaux. L'analyse du comportement du vote par rapport à l'axe idéologique
gauche-droite a d'ailleurs révélé que le rejet de l'initiative a eu tendance à s'accroître à
mesure que l'on se rapprochait de la gauche de l'échiquier politique. L'examen des
raisons avancées par les votants pour justifier leur décision a finalement montré que la
question de l'adhésion de la Suisse à l'UE n'a joué qu'un rôle secondaire dans le résultat
du scrutin, du fait que les opinions se sont avant tout formées sur la base des motifs
d'ordre constitutionnel invoqués par les autorités. Ainsi, l'analyse Vox est parvenue à la
conclusion que le rejet à plus de 70% de l'initiative ne pouvait en aucun cas être
interprété comme un témoignage d'ouverture en faveur de l'entrée de la Confédération
au sein de l'Union européenne. 39
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Pour la première fois, le GATT a examiné en détail la politique commerciale de la
Suisse. Son rapport relève que, si le marché des biens et services est assez libre, celui
de l'agriculture reste trop réglementé. Les droits de douane sur l'importation des
produits manufacturés sont relativement bas et l'industrie est peu subventionnée
comparativement à d'autres pays, mais la Suisse restreint parfois ses importations sur
la base de normes techniques. Le rapport précise également que l'autorisation légale
des cartels et l'impôt sur le chiffre d'affaires déforment les conditions de la
concurrence internationale. A l'inverse de la politique industrielle, la politique agricole
constitue un des régimes les plus coûteux des pays membres de l'OCDE. Les mesures
protectionnistes dans ce domaine font que les prix sont jusqu'à trois fois plus élevés
que dans la CE; les quatre cinquièmes de l'aide à l'agriculture sont financés par les
consommateurs, souligne encore le rapport. 40
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L’analyse VOX a relevé que plus de deux tiers des votants avaient déjà fait leur choix
plus de six semaines avant le vote, soit deux fois plus tôt que lors d’autres votations. Le
profil de l’opposant a été établi : de droite, il est peu intéressé à la politique, habite une
région rurale de Suisse allemande ou italienne, et n’a pas complété sa formation après
son école obligatoire ou son apprentissage. Les plus fervents partisans ont été les
sympathisants socialistes (90% de oui). Les opposants les plus décidés ont été les
démocrates de centre en rejetant l’adhésion à 84%. Les sondés proches des radicaux
ont nettement approuvé l’ouverture en la plébiscitant à 69%, les démocrates-chrétiens
se sont montrés plus prudents (58%). La division au sein du camp bourgeois en matière
de politique étrangère s’est confirmée, l’UDC se démarquant de plus en plus
régulièrement. Les principaux arguments invoqués par les partisans étaient la crainte
de l’isolement, l’image de la Suisse à l’étranger, l’exercice d’une solidarité active ou
encore la prise de sa part de responsabilité. Pour les opposants, le coût excessif a
souvent été invoqué. La principale raison semble toutefois avoir été d’ordre très
général, liée à l’inutilité de l’adhésion. Il est intéressant de noter l’évolution dans la
perception de la neutralité. Si en 1986, 54% des participants considéraient que
l’adhésion y contrevenait, ils n’étaient que plus que 28% lors de ce scrutin. Cette
perception a même diminué parmi les opposants (de 76% à 58%). De même, bien que
toutes les catégories sociales et les groupes aient massivement augmenté leur soutien,
de nouvelles divisions, plus significatives, sont apparues. Ce sont avant tout les
différences entre les régions rurales et urbaines alémaniques qui se sont accentuées. 41
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Entwicklungspolitik

Le Corps suisse d’aide en cas de catastrophe (ASC) a été plus sollicité que jamais en
1999. Actif dans 44 pays, cet organe de la DDC a accompli 406 engagements contre 278
en 1998. Près de 60% de ceux-ci furent consécutifs au conflit dans les Balkans, mais
l’ASC est aussi intervenue abondamment en Amérique centrale suite à l’ouragan
« Mitch ». Sur place, l’aide suisse à la reconstruction s’est élevée à 83,4 millions de
francs. Environ 1,2 million de personnes réparties dans 170 villages ont profité des
projets suisses, selon la DDC. Dans cette somme sont compris 43 millions de l’aide
publique, 35,1 millions de la Chaîne du bonheur et 5,3 millions fournis par les œuvres
d’entraide actives sur place. 42
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Aussenwirtschaftspolitik

Selon un rapport du World Economic Forum, la Suisse a gagné deux rangs au classement
des pays les plus compétitifs au monde. Elle pointe en 1999 à la sixième place, derrière
Singapour, les Etats-Unis, HongKong, Taiwan et le Canada et devant le Luxembourg, le
Royaume-Uni, les Pays-bas et l’Irlande. 43
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Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

L’étude « Sécurité 2002 », publiée par l’Ecole polytechnique fédérale de Zurich, a
indiqué un recul de la volonté de coopération internationale des Suisses. Ce sondage,
réalisé en février 2002 sur la base d’un échantillon représentatif de 1201 personnes, a
montré que 53% des sondés (6% de moins que lors de la dernière enquête)
approuvaient un rapprochement avec l’UE et 40% l’adhésion. L’OTAN a vu sa cote
baisser encore plus nettement. Une entrée dans l’organisation ne séduisait plus qu’un
cinquième des participants (-8%) et le rapprochement qu’un tiers (-11%.). Concernant
une ouverture du pays, 27% (-5%) y étaient favorables même en cas de perte de
souveraineté, alors que 39% (+5%) l’acceptaient, mais sans perte de souveraineté. La
confiance en l’armée n’a pas baissé et elle était considérée comme nécessaire par 71%
des sondés, la milice (50%, en progression de 5%) étant préférée à une armée de
métier (40%, en recul de 5 %). Une large majorité des sondés (86%) se sentait en
sécurité, malgré les événements de l’automne 2001 (attentats du 11 septembre, tuerie
de Zoug, grounding de Swissair et incendie du Gothard). 44
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der gesundheitliche Zustand der Schweizer Bevölkerung hat ein Niveau erreicht, das
im internationalen Vergleich zu den besten gehört. Dies ist im wesentlichen der sehr
guten Gesundheitsversorgung zu verdanken, wie aus dem Bericht der Schweiz an die
Weltgesundheitsorganisation hervorging, der im Rahmen des WHO-Strategieprogramms
«Gesundheit für alle bis zum Jahr 2000» erarbeitet wurde. Die durchschnittliche
Lebenserwartung hat in allen europäischen Ländern in den vergangenen Jahren
zugenommen, in der Schweiz zwischen 1970 und 1989 um 4.6 auf 77.8 Jahre, im
europäischen Durchschnitt im gleichen Zeitraum um 1.7 auf 74.9 Jahre. Das von der
WHO für das gesamte Europa festgesetzte Ziel von 75 Jahren bis zum Jahr 2000 ist
somit in der Schweiz bereits erreicht. Im einzelnen gilt dies aber nur für die Frauen mit
81.2 Jahren, bei den Schweizer Männern beträgt die durchschnittliche Lebenserwartung
74.2 Jahre. Das bei der Studie federführende Bundesamt für Gesundheit (BAG) wies
aber gleichzeitig auf neue Gefahren und weitere Verbesserungsmöglichkeiten hin.
Während – wie übrigens in ganz Westeuropa – in den letzten Jahren die durch Herz-
Kreislauf-Krankheiten bedingten Todesfälle abnahmen, verzeichnete der frühzeitige
Tod durch Lungenkrebs, vor allem bei Frauen, eine markante Zunahme. Sorgen bereitet
dem BAG ebenfalls die hohe Anzahl von Unfallopfern sowie die nach wie vor für Europa
überdurchschnittliche Suizidrate. 45
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Epidemien

Die Weltgesundheitsorganisation WHO bezeichnete die Schweizer AIDS-Prävention als
sehr erfolgreich. Dank intensivierter Aufklärung habe sich der Gebrauch von Kondomen
stark erhöht, bei den Jugendlichen beispielsweise von 17 auf 73 Prozent. Zudem sei es
gelungen, nicht nur die Risikogruppen, sondern auch die breite Bevölkerung
anzusprechen. Besonderes Lob erhielt dabei die Stop-Aids-Informationskampagne des
BAG und der «Aids Hilfe Schweiz» (AHS). Als weltweit einmalig bezeichneten die
Fachleute die fortgesetzte Evaluation aller präventiven Massnahmen, deren Auswertung
und Einbezug in neue Kampagnen. Anlass zur Kritik gaben hingegen die föderalistischen
Strukturen, welche die Umsetzung der Prävention insbesondere im Bereich der
Drogenpolitik teilweise behinderten. 46
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